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Liebe Leserinnen und Leser, 
 

wir freuen uns, dass Ihr Euch unseren aktuellen Newsletter BERLIN AKTUELL zur Lektüre 
genommen habt.  

 

Nun liegt sie hinter uns, die letzte Sitzungswoche der 19. Legislaturperiode des Deutschen 

Bundestages. Hinter uns liegen viele wichtige Entscheidungen der letzten vier Jahre, die das 

Leben vieler Menschen in Duisburg verbessert haben oder noch verbessern werden: Sei es 

die Anhebung des Kindergeldes, die Mindestvergütung für Azubis, die Grundrente oder auch 

die jüngst beschlossene Pflegereform.  

 

Wir haben viel bewegt. Auch im Angesicht der Corona-Pandemie. Wir denken da an die 

schnellen Auszahlungen von Boni oder auch die Erleichterungen bei der Inanspruchnahme 

des Kurzarbeitergelds. Aber auch ganz konkret für Duisburg konnten wir viele Gelder gewin-

nen, die bspw. unseren Sportanlagen, Kirchen oder auch schützenswerten Siedlungen zu-

gutekamen.  

 

Für uns heißt es jetzt in Duisburg mit aller Kraft Wahlkampf zu machen. 

Wir freuen uns darauf, Euch an Infoständen, auf dem Markt, in Kleingärten und letztlich natür-

lich an der Urne zu sehen. 

 

Wir wünschen viel Freude beim Lesen! 

 

Eure  

 

 

 

 

          Bärbel Bas        Mahmut Özdemir 
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Klimaneutral bis 2045 
 

Mit der von der Koalition beschlossenen Novelle des Klimaschutzgesetzes werden die Klima-

ziele auch nach 2030 verbindlich festgelegt. Es bildet somit den gesetzlich verbindlichen Rah-

men für die kommenden Bundesregierungen. Mit der Novelle wird das Ziel der Treibhausgas-

neutralität bereits für das Jahr 2045 verbindlich geregelt. Bis 2030 müssen die Emissionen um 

65 Prozent im Vergleich zum Jahr 1990 sinken. Für 2040 wird erstmals ein verbindliches Min-

derungsziel (- 88 Prozent im Vergleich zu 1990) genannt. 

 

Für Unternehmen, die mit ihren Produkten in besonderer Weise dem internationalen Wettbe-

werb ausgesetzt sind, kann die gemeinsam mit CDU, CSU und den Grünen vereinbarte CO2-

Bepreisung zum Problem werden, wenn sie die zusätzlichen Kosten nicht über die Produkt-

preise abwälzen können. In diesen Fällen besteht die Gefahr, dass die Produktion betroffener 

Unternehmen infolge CO2-Preis-bedingter Wettbewerbsnachteile ins Ausland abwandert und 

dort möglicherweise zu insgesamt höheren Emissionen führt (sogenanntes "Carbon 

Leakage"). Um solch ein „Carbon Leakage“ zu verhindern, wurde die Carbon-Leakage-Ver-

ordnung beschlossen. 

 

Mit ihr wird ein effektiver Schutz gegen Carbon Leakage geschaffen, indem Unternehmen eine 

anteilige Kompensation der CO2-Kosten erhalten.  Mit der Erweiterung der Evaluierungsklau-

sel wird dafür gesorgt, dass sowohl die Unternehmen als auch die Gewerkschaften von Beginn 

an an der kontinuierlichen Überprüfung der vereinbarten Kompensationsmechanismen betei-

ligt werden. Als Gegenleistung für die Kompensation müssen die betroffenen Unternehmen ab 

2023 ein Energiemanagement etablieren und Energieeffizienzmaßnahmen durchführen. Mit 

einer stufenweisen Absenkung des Selbstbehalts sind kleine und mittlere Unternehmen zu-

sätzlich entlastet worden. Darüber hinaus werden neben den Verbraucherinnen und Verbrau-

chern alle Unternehmen über die vereinbarte Deckelung der EEG-Umlage auf 5,5 Cent ent-

lastet. 

 

Für eine faire Verteilung der CO2-Preisbelastung zwischen Vermieter:innen und Mieter:innen 

hat die SPD-Fraktion intensiv gestritten. Trotz gegenteiliger Bekundungen der Unionsminister 

und eindeutiger Beschlüsse des Kabinetts wird es nun keine faire Aufteilung der Mehrkosten 
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beim Heizen durch die CO2-Bepreisung geben. Der Widerstand der Immobilienlobbyisten in-

nerhalb der CDU-Bundestagsfraktion war einfach zu groß. 

 

Ein großer Erfolg ist, dass für das Repowering – also den Ersatz alter Windkraftanlagen durch 

neue leistungsstärkere Anlagen - erleichterte Genehmigungsvoraussetzungen geschaffen 

werden konnten. Damit wird dem Windkraftausbau nochmals Schwung gegeben. Der rasante 

Ausbau der Erneuerbaren Energien ist jetzt entscheidend. Sie sind der Rohstoff für unsere 

Klimaneutralität. Ohne sie werden wir nicht klimaneutral wirtschaften und leben können. Dafür 

benötigen wir dringend einen Zukunftspakt, in dem sich Länder, Kommunen und der Bund 

Flächen- und Ausbauzielen verpflichten. Wichtige Weichenstellung dafür wurden in dieser Le-

gislatur gestellt. „Für den großen Wurf braucht es aber eine Regierung ohne die Bremser von 

CDU/CSU, die sich beim Ausbau der Erneuerbaren zu einem echten Standortrisiko für 

Deutschland entwickelt haben“, sagt der stellvertretende Fraktionsvorsitzende, Matthias 

Miersch. 

 

WOHNEN 

Mehr Schutz vor überhöhten Mieten 
 
Mit der Neuregelung des Mietspiegelrechts, die der Bundestag in dieser Woche verabschiedet 

hat, stärkt die Koalition die Rechte der Mieterinnen und Mieter. In Zukunft muss jede Gemeinde 

mit mehr als 50.000 Einwohner:innen einen Mietspiegel erstellen. Instrumente zum Schutz vor 

überhöhten Mieten erhalten so eine höhere Wirksamkeit. 

 

Die Beweiskraft von Mietspiegeln wird verbessert und rechtssicherer gemacht, indem ihre Da-

tengrundlage verbessert und die Beweislast in punkto Wissenschaftlichkeit umgekehrt wird: 

Künftig wird davon ausgegangen, dass Mietspiegel wissenschaftlichen Grundsätzen entspre-

chen – bis Vermieter:innen das Gegenteil beweisen. Der unsäglichen Praxis von Vermieter:in-

nen, Mietspiegel vor den Gerichten anzugreifen, um Mieterhöhungen durchsetzen zu können, 

wird damit entschieden entgegengetreten. 

 

In über 80 der 200 größten deutschen Städte gibt es derzeit keine gültigen Mietspiegel - da-

runter Städte wie Würzburg oder Düsseldorf, in denen eigentlich die Mietpreisbremse gilt. Liegt 
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aber kein gültiger Mietspiegel vor, haben Mieterinnen und Mieter kaum Möglichkeiten, die orts-

übliche Vergleichsmiete zu erfahren und von ihren Rechten Gebrauch zu machen. Die Miet-

preisbremse ist dann faktisch unwirksam. Das wird sich in Zukunft ändern. 

 

Die SPD-Fraktion ist froh, im Kampf gegen den dramatischen Anstieg der Mieten nun die 

CDU/CSU-Fraktion zu einem wichtigen Schritt bewegt zu haben. Weitere Maßnahmen, wie 

die Einführung eines bundesweiten Mietenmoratoriums, die Herabsenkung der Kappungs-

grenze und die Verschärfung des Mietwuchers müssen jedoch folgen, um das Wohnen in 

Deutschland wieder bezahlbar zu machen. Zu diesen Schritten war der Koalitionspartner leider 

nicht bereit. 

 

VERBRAUCHERSCHUTZ 

Faire Verträge für Verbraucher:innen 
 

Verbraucher:innen werden beim Abschluss von Verträgen künftig besser geschützt. Die SPD-

Fraktion hat gegen die Union durchgesetzt, dass die automatische Vertragsverlängerung von 

einem Jahr, die Verbraucher:innen oft teuer zu stehen kam, abgeschafft wird. In Zukunft gilt: 

Maximal zwei Jahre Mindestvertragslaufzeit bei Strom, Fitnessstudio- oder Zeitungsabos so-

wie bei Handy- und Internetverträgen. Danach müssen die Verträge monatlich kündbar sein. 

Die Union hat gegen die Interessen der Verbraucher:innen einer Verkürzung der maximalen 

Mindestvertragslaufzeit von zwei Jahren auf ein Jahr abgelehnt. Die SPD-Fraktion setzt sich 

aber weiterhin dafür ein. 

 

Künftig wird ein Kündigungsbutton eingeführt. Wer online einen Vertrag abschließt, kann die-

sen dann online mit einem einfachen Klick kündigen und bekommt die Kündigung auch sofort 

bestätigt. 

 

Zudem wird der Schutz vor telefonisch aufgedrängten oder untergeschobenen Verträgen ver-

bessert. Anbieter müssen künftig dokumentieren, dass sie eine Einwilligung der Verbrau-

cher:innen für Werbeanrufe haben. Unerlaubte Telefonwerbung soll zudem effizienter sanktio-

niert werden. Im parallel verhandelten Energiewirtschaftsgesetz wird geregelt, dass Strom- 

und Gasverträge in Textform erfolgen müssen. Ein ungewollter Anbieterwechsel wird so ver-

hindert. 
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Auch werden die Rechte der Verbraucher:innen in den Allgemeinen Geschäftsbedingungen 

(AGB) gestärkt: Wenn sie zum Beispiel ihre Ansprüche auf Entschädigung wegen Flugausfäl-

len an einen Dienstleister abtreten wollen, kann das nicht mehr mit AGB-Vertragsklauseln ver-

hindert werden. 

 

INNERES 

Feindeslisten werden verboten 
Die Verbreitung von Feindeslisten wird künftig unter Strafe gestellt. Dies sind Sammlungen 

personenbezogener Daten, die bei anderen die Bereitschaft wecken sollen, Straftaten gegen 

die betroffenen Personen zu begehen. „Ein solch widerliches und bedrohliches Vorgehen wird 

künftig hart bestraft“, sagt der stellvertretende Fraktionsvorsitzende Dirk Wiese. 

 

Darüber hinaus  wird eine Lücke im Strafrecht geschlossen, indem die verhetzende Beleidi-

gung von Juden, Muslimen, von Menschen mit Behinderung oder Homosexuellen zur Straftat 

heraufgestuft wird. Hass und Hetze gegen Minderheiten tritt die Koalition ohne Wenn und Aber 

entgegen. 

 

Um gegen Extremismus und Antisemitismus noch effektiver vorgehen zu können, wird auch 

das Verbreiten von Propagandamitteln und das Verwenden von Fahnen von Organisationen 

unter Strafe gestellt, die auf der EU-Terrorsanktionsliste stehen. Bislang war dies nur möglich, 

wenn gegen die Organisationen in Deutschland ein Vereinsverbot besteht. Hamas-Flaggen 

auf Demonstrationen sind künftig verboten. 

 


